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Lokale Versorgungsstrukturen bedarfsgerechter gestalten 
 
Kommunale MVZ als Träger von Substitution – Ergebnisse einer Machbarkeitsstudie  
  
Kommt es bei der Substitution Opioidabhängiger zu Versorgungslücken, ist der öffentliche 
Gesundheitsdienst gefordert. Medizinische Versorgungszentren (MVZ) bieten Kommunen 
neue Möglichkeiten der Versorgung. Kommunale MVZ schließen bisher vor allem Lücken der 
hausärztlichen Versorgung, eignen sich aber auch zur Versorgung besonders benachteiligter 
Gruppen. 

Die Stadt Dortmund prüfte, die diamorphingestützte Substitutionsbehandlung über ein 
kommunales MVZ anzubieten, da Substitutionsärzte und Einrichtungen der Drogenhilfe 
diese Leistung nicht selbst anbieten wollten. Eine Machbarkeitsstudie der GISS erhob 
bundesweite Erfahrungen mit dieser Behandlungsform, klärte die Bedingungen für die 
Zulassung zur kassenärztlichen Versorgung und für die Genehmigung zur 
Diamorphinvergabe, modellierte räumliche und personelle Anforderungen und 
prognostizierte für verschiedene Bedarfsannahmen Kostendeckung bzw. Zuschussbedarf. 

Mit kommunalen MVZ, die niedergelassenen Ärzt*innen zulassungsrechtlich gleichgestellt 
sind, können Kommunen rechtssicherer als durch persönliche bzw. institutionelle 
Ermächtigung Lücken im substitutionsmedizinischen Angebot schließen. 

Kommunen können mit der Gründung von MVZ Angebotsstrukturen beeinflussen und 
medizinische Regelleistungen für besonders benachteiligte Gruppen mit erschwertem 
Zugang zu haus- und fachärztlicher Versorgung selbst erbringen. Der Beitrag plädiert dafür, 
dieses Instrument stärker zu nutzen. 
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Studie zu einem speziellen 
Versorgungsproblem – wo liegt das 
allgemeine Interesse?

Zugangsprobleme auf Seiten des 
Gesundheitssystems, nicht auf Seiten 
der Patientinnen und Patienten

kMVZ – Brücke zwischen 
Sondersystem und Regelversorgung?

KMVZ ALS TEIL DES ÖFFENTLICHEN

GESUNDHEITSDIENSTES
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FRAGESTELLUNGEN DER STUDIE UND AUFTRAG

Substitution mit Diamorphin seit 2009 als kassenärztliche Leistung

Meinungsbildung in Dortmund

 Einvernehmen zum Bedarf: Notwendiger Baustein im lokalen 
Suchthilfesystem

 Lokale Substitutionsärzte, LWL-Klinik übernehmen Diamorphinvergabe nicht

Anforderung: Öffentliche Trägerschaft, Einbindung ins Suchthilfesystem

Fragen an die Machbarkeitsstudie

 Ist der Betrieb einer Diamorphinambulanz als kommunales Medizinisches 
Versorgungszentrum (kMVZ) möglich?

Welche fachlichen und rechtlichen Anforderungen sind Voraussetzung für 
eine Genehmigung? Raumbedarf, Personalgerüst, Kosten? 
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Zulassung von kMVZ seit 2015 als Alternative zur Ermächtigung möglich

Aktive Rolle der Kommunen bei ärztlicher Versorgung gestärkt

Neben GmbH ist öffentlich-rechtliche Trägerschaft möglich

Bürgschaft für kMVZ als GmbH: SGB V widerspricht Gemeindeordnung

Eigenbetriebsähnliche Einrichtung – rechtlich unselbständig, aber Betrieb 
gewerblicher Art

Empfehlung der Studie

kMVZ als Kommunalunternehmen (AöR): eigenständige Wirtschaftsführung, 
Träger von Rechten und Pflichten gegenüber KV

Städtische Kontroll- und Weisungsrechte über Satzung und Verwaltungsrat

TEILNAHME AN KASSENÄRZTLICHER VERSORGUNG

ÜBER KMVZ
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WAS KÖNNEN KMVZ?

Grundsätzlich alles, was niedergelassene Ärzt*innen könn(t)en

 Eine oder mehrere Fachrichtungen (Allgemeinmedizin, Fachärztegruppen)

 Vertragsärzt*innen oder Angestelltenverhältnis

Z. B. hausärztliche Versorgung im ländlichen, kleinstädtischen Raum

Z. B. (diamorphingestützte) Substitution

 Zusätzliches Genehmigungsverfahren bei kassenärztlichen Vereinigungen

 Einbindung ins Suchthilfesystem

Ausbaufähig: Kommunale Gesundheitsangebote, Integration PSB, 
Straßenambulanz, Pflege, Sozialarbeit …
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UMSETZUNGSFRAGEN

Ist der Betrieb wirtschaftlich?

Jede Variante erfordert kommunalen Gründungszuschuss

Bereitstellung der Räume und des Personals, Erstausstattung, Liquidität

„Break-even“-Fallzahlen für laufenden Betrieb ermitteln

Fachliche Ausgestaltung 

Auf ärztliche Leitung kommt es an.

Breiteres Behandlungsangebot fachlich besser und wirtschaftlicher

Einbindung in die lokalen Versorgungsstrukturen der medizinischen und 
sozialen Dienstleistungen (z. B. Suchthilfe, Gemeindepsychiatrie, Hausärzte 
etc.)
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BOTSCHAFTEN

Kommunale MVZ können Lücken im Angebot schließen
Rechtssicherer als persönliche oder institutionelle Ermächtigung 

für Sondereinrichtungen

Näher an der Regelversorgung als „caritative Parallelangebote“

Kommunen können als Träger von kMVZ Angebotsstrukturen 
beeinflussen
Zugang zu medizinischen Regelleistungen für benachteiligte 

Gruppen 

In Abstimmung mit niedergelassener Ärzteschaft und lokalen 
Hilfesystemen
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